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Bebauungsplan Nr. 50/5
Aufstellungsbeschluss und Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit 
Plangebiet: Bereich zwischen der Wilhelmstraße und der Straße Haufeld im Siegburger Zentrum

Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 02.03.2023 folgende Beschlüsse gefasst:

1. Der Rat der Stadt Siegburg beschließt, für die im Übersichtsplan markierte, rund 2.500 qm 
große Fläche (Gemarkung Siegburg, Flur 6, Flurstück 4077) die Aufstellung des Bebauungspla-
nes Nr. 50/5 gem. § 2 Abs. 1 BauGB mit dem Ziel, die planungsrechtlichen Voraussetzung für die 
Realisierung einer neuen Vierfachturnhalle des Gymnasiums Siegburg Alleestraße zu schaffen.

2. Der Rat der Stadt Siegburg beschließt, den Bebauungsplan im beschleunigten Verfahren gem. 
§ 13a BauGB aufzustellen, wobei die Durchführung einer Umweltprüfung gem. § 2 Abs. 4 BauGB 
entfällt. 

3. Die Verwaltung wird beauftragt, mit dem Vorentwurf des Bebauungsplanes Nr. 50/5 die früh-
zeitigen Beteiligungen der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB und der Behörden gemäß § 4 
Abs. 1 BauGB durchzuführen.

Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB findet in der Zeit vom 
13.03. bis einschließlich 14.04.2023 statt. Der Vorentwurf des Bebauungsplanes kann in diesem 
Zeitraum im städtischen Planungs- und Bauaufsichtsamt, Am Turm 40 (2. Obergeschoss), 53721 
Siegburg während folgender Zeiten eingesehen werden.
Montag:			  8 - 12:30 Uhr und 14 - 18.00 Uhr
Dienstag:		  8 - 12.30 Uhr und 14 - 15.30 Uhr
Donnerstag:		  8 - 12.30 Uhr und 14 - 15.30 Uhr 
Freitag:                            	 8 - 12.30 Uhr

Für die Einsichtnahme der Unterlagen im Planungs- und Bauaufsichtsamt wird um vor-
herige Terminvereinbarung per E-Mail (bauleitplanung@siegburg.de) oder telefonisch 
(02241/102-1379) gebeten. 

Die Planunterlagen sind außerdem auf der Internetseite der Stadt Siegburg (www.siegburg.
de) unter Planen und Bauen / Stadtplanung Online / Aktuelle Öffentlichkeitsbeteiligungen ein-
zusehen.
https://www.o-sp.de/siegburg/beteiligung

Alle interessierten Bürger sind eingeladen, sich über die Planung zu informieren. Es wird Ge-
legenheit zur Äußerung und Erörterung gegeben. Schriftliche Stellungnahmen können bis 
einschließlich 14.04.2023 bei der Stadtverwaltung abgegeben werden. (Kreisstadt Siegburg, 
Planungs- und Bauaufsichtsamt, Nogenter Platz 10, 53721 Siegburg / E-Mail: bauleitplanung@
siegburg.de) 
Die Stellungnahmen werden im Rahmen der Auswertung aller Äußerungen überprüft und fließen 
dann in das weitere Bebauungsplanverfahren ein. 

Bekanntmachungsanordnung
Die vorstehenden Beschlüsse des Rates der Stadt vom 02.03.2023 werden hiermit öffentlich 
bekanntgemacht. 

Auf die Bestimmungen des § 7 Abs. 6 Gemeindeordnung (GO) NRW wird hingewiesen: 
„Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes kann gegen Satzungen, 
sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf eines Jahres seit 
ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigenverfahren wur	
     de nicht durchgeführt,
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist nicht 	
    ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die 	
     verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.“

Kreisstadt Siegburg, 03.03.2023 Stefan Rosemann, Der Bürgermeister

Beteiligung zur Entwicklung des Quartiers am ehem. Sportplatz Waldstraße

Das seit einiger Zeit ungenutzte Gelände des Sportplatzes an der Waldstraße soll als nachhaltige 
Wohnnachbarschaft mit hochwertigen Freiräumen weiterentwickelt werden. Im ersten Beteili-
gungsformat am 30.08.2021 wurden zwei Konzeptvarianten sowohl im Rahmen eines Work-
shops als auch im Anschluss online auf der städtischen Homepage zur Diskussion gestellt. 

Zwischenzeitlich haben sich neue Fragestellungen und Aufträge hinsichtlich der Erweiterung 
der Grundschule Nord und ein erforderlicher Neubau für die Kita St. Anno ergeben, sodass der 
Betrachtungsraum des Konzeptes erweitert werden musste. 

Die Ergebnisse aus der letzten Öffentlichkeitsbeteiligung sind im Konzept berücksichtigt wor-
den und für das nun größere Untersuchungsgebiet hinsichtlich einer Bildungslandschaft wei-
tergedacht. Die Auswertung der letzten Öffentlichkeitsbeteiligung steht auf der Homepage der 
Stadt (siehe Link bzw. QR Code) zur allgemeinen Einsicht zur Verfügung.

Die weiterentwickelten Konzeptvarianten sollen der interessierten Bürgerschaft in einem Vor-
Ort-Workshop vorgestellt werden am

22.03.2023 um 18:30 Uhr
im

Kleinen Saal des Rhein-Sieg-Forums
(Bachstraße 1, 53721 Siegburg)

Sie sind herzlich eingeladen an der Veranstaltung persönlich teilzunehmen. Sollte Ihnen eine 
Teilnahme am Workshop nicht möglich sein, können Sie sich auch gerne im Zuge der Onlinebe-
fragung ab dem 23.03.2023 auf der Homepage der Stadt Siegburg einbringen: https://siegburg.
de/bauen-klima/planen-bauen/staedtebauliches-konzept-waldstrasse/index.html oder nutzen 
Sie den QR-Code auf dem Bild, um auf die v.g. Homepage zu gelangen.

Kreisstadt Siegburg, 2.3.2023 Stefan Rosemann, Der Bürgermeister

Bekanntmachung des Wahlleiters der Kreisstadt Siegburg über die Ersatzbestim-
mung für ein Ratsmitglied der Kreisstadt Siegburg
Gemäß § 45 Abs. 2 Kommunalwahlgesetz (KWahlG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
30. Juni 1998 (GV. NRW. S. 454, 509, 1999 S. 70), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes 
vom 25. März 2022 (GV. NRW. S. 412), habe ich 

Herrn 
	 Tristan Roggendorf
	 geb. 1985
	 53721 Siegburg

mit Wirkung vom 1.3.2023 als Nachfolger aus der Reserveliste der Partei FDP für Herrn Mat-
thias Horn, dessen Mandat durch Verzicht am 28.2.2023 erloschen ist, festgestellt. Herr Rog-
gendorf hat das Ratsmandat am 1.3.2023 angenommen. Die Inhaber der vorherigen Listenplät-
ze verfügen bereits über ein Mandat, haben auf dieses verzichtet oder sind aus der Vertretung 
ausgeschieden. 

Gemäß § 45 Abs. 6 S. 8 KWahlG in Verbindung mit § 39 Abs. 1 KWahlG können gegen diese 
Feststellung

- jeder Wahlberechtigter des Wahlgebietes,
- die für das Wahlgebiet zuständige Leitung solcher Parteien und Wählergruppen, die an der 	
  Wahl teilgenommen haben sowie
- die Aufsichtsbehörde

binnen eines Monats nach Bekanntgabe Einspruch erheben. Der Einspruch ist bei dem Wahl-
leiter schriftlich einzureichen oder mündlich zur Niederschrift zu erklären.

Kreisstadt Siegburg, 2.3.2023 Stfean Rosemann, Der Bürgermeister
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XIX. Änderungssatzung zur Hauptsatzung der Kreisstadt Siegburg

Aufgrund von § 7 Abs. 3 Satz 1 in Verbindung mit § 41 Abs. 1 Satz 2 f) der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.7.1994 (GV. NRW. S. 
666 ff.), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13. April 2022 (GV. NRW S. 490) hat 
der Rat der Kreisstadt Siegburg in seiner Sitzung am 2.3.2023 mit einer Mehrheit von zwei Drit-
teln seiner Mitglieder folgende XIX. Änderungssatzung zur Hauptsatzung der Kreisstadt Siegburg 
beschlossen: 

§ 1

Im Inhaltsverzeichnis werden nach § 4 nachstehende §§ ergänzt:

„§ 4a	 Bild-, Film- und Tonaufnahmen in Sitzungen des Rates 
 § 4b	 Digitale und hybride Durchführung von Sitzungen in besonderen Ausnahmefällen
 § 4c	 Hybride Durchführung von Ausschusssitzungen“

§ 2

Nach § 4 werden nachstehende §§ 4a bis 4c eingefügt:

„§ 4a
Bild-, Film- und Tonaufnahmen in Sitzungen des Rates 

(1) In öffentlichen Sitzungen sind Bildaufnahmen zulässig, wenn sie die Ordnung der Sitzung 
nicht gefährden. Dieses Recht umfasst nicht die Anfertigung von Bildaufnahmen von Zuhörern/
Zuhörerinnen oder Verwaltungsbediensteten mit Ausnahme der des Bürgermeisters, des allgemei-
nen Vertreters und der Beigeordneten (§ 69 GO NRW).

(2) Über das Vorliegen einer Gefährdung der Ordnung der Sitzung entscheidet der Bürgermeister 
oder seine Vertretung bei der Sitzungsleitung.

Eine Gefährdung der Ordnung der Sitzung liegt insbesondere vor, wenn
‒ durch die Anfertigung von Bildaufnahmen Ratsmitglieder, Zuhörer/Zuhörerinnen oder Ver-   	
   waltungsbedienstete nicht nur unwesentlich gestört werden (z.B. Geräusche, Blitzlichtein-	
   satz),
‒ durch die Anfertigung von Bildaufnahmen die Würde des Plenums bei besonderen Anlässen 	
   beeinträchtigt wird (z.B. bei Gedenkminuten) oder 
‒ durch die Anfertigung von Bildaufnahmen die Persönlichkeitsrechte der abgebildeten Perso-	
   nen in erheblicher Weise betroffen werden (z.B. verdeckte Bildaufnahmen, Bildaufnahmen 	
   in besonders emotionalisierten Situationen). 

(3) Film- und Tonaufnahmen von den Ratsmitgliedern mit dem Ziel der Veröffentlichung sind in 
öffentlicher Sitzung zum Zwecke der Direktübertragung im Internet und der Einstellung eines 
Mitschnittes in das Internet zulässig. Die Übertragung und die Einstellung in das Internet erfolgen 
über die Homepage der Kreisstadt Siegburg. Die Ver- öffentlichung der Mitschnitte erfolgt 
für 60 Tage.

(4) Film- und Tonaufnahmen von Ratssitzungen oder Teilen von Ratssitzungen durch Vertretun-
gen des Rundfunks können durch den Bürgermeister im Einzelfall zugelassen werden, wenn ein 
besonderes öffentliches Interesse hierfür besteht. Im Zweifel entscheidet der Rat mit der Mehrheit 
seiner Stimmen. 

(5) Die Regelungen finden auf Sitzungen der Ausschüsse entsprechende Anwendung.

§ 4b
Digitale und hybride Durchführung von Sitzungen in besonderen Ausnahmefällen

(1) In besonderen Ausnahmefällen wie Katastrophen, einer epidemischen Lage oder anderen au-
ßergewöhnlichen Notsituationen kann die Durchführung von Sitzungen des Rates und der Aus-
schüsse in digitaler Form erfolgen (digitale Sitzung), sofern die dafür erforderlichen Vorausset-
zungen erfüllt sind (§ 47a Abs. 1 GO NRW). 

(2) Der Rat stellt das Vorliegen eines Ausnahmefalles nach § 47a Abs. 1 GO NRW mit einer 
Mehrheit von zwei Dritteln seiner Mitglieder fest und entscheidet zugleich darüber, ob infolge-
dessen digitale oder hybride Sitzungen durchgeführt werden. In dem Beschluss ist festzulegen, 
für welchen Zeitraum Sitzungen in digitaler oder hybrider Form längstens für einen Zeitraum von 
zwei Monaten durchgeführt werden und ob die Durchführung in digitaler oder hybrider Form für 
den Rat und die Ausschüsse gelten soll. Die Beschlussfassung kann in einer Sitzung des Rates, 

durch Stimmabgabe im Umlaufverfahren oder in geeigneter elektronischer Form, die die Text-
form wahrt, erfolgen. Die Beschlussfassung soll so rechtzeitig erfolgen, dass die Frist des § 47 
Abs. 2 GO NRW gewahrt werden kann. Die Verlängerung ist bei einem weiteren Andauern des 
besonderen Ausnahmefalles möglich. Für den Beschluss über eine Verlängerung gelten die vorge-
nannten Sätze entsprechend.

(3) Die Aufhebung eines Beschlusses nach Absatz 2 ist im Rat mit der Mehrheit der Stimmen der 
Mitglieder des Rates zulässig.

§ 4c
Hybride Durchführung von Ausschusssitzungen

(1) Ausschüsse des Rates dürfen auch außerhalb der besonderen Ausnahmefälle nach § 47a GO 
NRW hybride Sitzungen durchführen. Dies gilt nicht für die Pflichtausschüsse nach § 59 GO 
NRW sowie nicht für den Jugendhilfeausschuss. 

(2) Den jeweiligen Ausschüssen bleibt die Entscheidung über eine Durchführung hybrider Sit-
zungen vorbehalten. Der Beschluss darüber, ob eine Sitzung des Ausschusses als hybride Sitzung 
durchgeführt werden soll, ist mit einfacher Mehrheit zu fassen. Die Beschlussfassung soll so 
rechtzeitig erfolgen, dass die Frist des § 47 Abs. 2 GO NRW gewahrt werden kann. Der Beschluss 
kann frühestens mit Wirkung für die jeweils nächste Ausschusssitzung erfolgen. Jeder Ausschuss 
im Sinne des Absatzes 1 soll einen Vorratsbeschluss darüber treffen, ob die weiteren Sitzungen 
des Ausschusses in der jeweiligen Wahlperiode als hybride Sitzungen durchgeführt werden. Der 
Ausschuss kann einen nach Satz 5 getroffenen Vorratsbeschluss mit einfacher Mehrheit für einzel-
ne Ausschusssitzungen oder insgesamt mit Wirkung frühestens für die nächste Ausschusssitzung 
wieder aufheben.“

§ 3

In § 6 Absatz 4 wird der eingeklammerte Text „§§ 19, 23“ geändert in „§ 3 Absätze 4 bis 7 der 
Zuständigkeitsordnung“.

§ 4

§ 15 der Hauptsatzung der Kreisstadt Siegburg wird um folgenden Absatz 2 ergänzt: 

„Von der Regelung, wonach Vorsitzende von Ausschüssen des Rates anstelle einer zusätzlichen 
Aufwandsentschädigung nach § 46 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 GO NRW i.V.m. § 3 Abs. 1 Nr. 6 EntschVO 
ein Sitzungsgeld nach § 46 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 i.V.m. § 3 Abs. 4 EntschVO erhalten, wird für alle 
Ausschüsse Gebrauch gemacht.“

§ 5

Diese Änderungssatzung tritt zum 1.4.2023 in Kraft.“

Kreisstadt Siegburg, 2.3.2023 Stefan Rosemann, Der Bürgermeister

Bekanntmachungsanordnung 
Hiermit wird gemäß § 52 Absatz 2 GO NRW in Verbindung mit § 2 Absatz 3 der BekanntmVO 
bestätigt, dass der Wortlaut der Änderungssatzung mit dem Beschluss des Rates vom 2.3.2023 
übereinstimmt und dass gemäß § 2 Absatz 1 und 2 BekanntmVO verfahren worden ist. 

Hinweis gemäß § 7 Absatz 6 GO NRW 
„Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes kann gegen Satzungen, 
sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf von sechs Mona-
ten seit ihrer Verkündung nicht mehr geltende gemacht werden, es sei denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 	
    nicht durchgeführt, 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist nicht 	
    ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister den Ratsbeschluss vorher beanstandet hat oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Kreisstadt Siegburg vorher gerügt und 	
    dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel er   	
   gibt.“

Kreisstadt Siegburg, 2.3.2023 Stefan Rosemann, Der Bürgermeister
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